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B e s c h l u s s  
 

In dem Verfahren über  
die Verfassungsbeschwerde 

 

 

des Herrn  
 

Beschwerdeführers, 

 
 
hat die 3. Kammer des 
 
VERFASSUNGSGERICHTSHOFS FÜR DAS LAND NORDRHEIN-WESTFALEN 

am 13. Oktober 2020 

durch  

 

die Präsidentin Dr. B r a n d t s , 

die Richterin Prof. Dr. D a u n e r - L i e b  und 

den Richter Dr. N e d d e n - B o e g e r  

 

gemäß § 58 Abs. 2 und § 59 Abs. 2 VerfGHG  

 

einstimmig beschlossen:  

 

Der Antrag des Beschwerdeführers auf Bewilligung 
von Prozesskostenhilfe wird abgelehnt. 

Die Verfassungsbeschwerde wird als unzulässig 
zurückgewiesen. 
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G r ü n d e : 

 

1. a) Der Antrag des Beschwerdeführers auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe ist 

abzulehnen. Aus den nachfolgend dargelegten Gründen bietet die vom Beschwer-

deführer vor dem Verfassungsgerichtshof beabsichtigte Rechtsverfolgung nicht die 

für eine Bewilligung von Prozesskostenhilfe gemäß § 56 Satz 1 des Gesetzes über 

den Verfassungsgerichtshof für das Land Nordrhein-Westfalen (VerfGHG) vom 

14. Dezember 1989 (GV. NRW. S. 708, ber. 1993 S. 588), zuletzt geändert durch 

Art. 1 des Gesetzes zur Änderung des Verfassungsgerichtshofgesetzes vom 

21. Juli 2018 (GV. NRW. S. 400), i. V. m. § 114 Abs. 1 Satz 1 ZPO erforderliche 

hinreichende Aussicht auf Erfolg. Daher konnte darauf verzichtet werden, ihm ge-

mäß § 118 Abs. 2 Satz 4 ZPO aufzugeben, eine aktuelle Erklärung über seine per-

sönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse einzureichen, die er mit der Ver-

fassungsbeschwerde nicht zugleich vorgelegt hat. 

 

b) Soweit der Beschwerdeführer beantragt hat, „wegen adäquate Formulierung“ in 

der „Rechtsberatungsstelle eine ‘Auskunftshilfe’ persönlich zu erfahren/erhalten mit 

Gesprächstermin“, kann dem nicht entsprochen werden. Der Verfassungsgerichts-

hof, bei dem Verfassungsbeschwerden und andere verfahrenseinleitende Anträge 

gemäß § 18 Abs. 1 S. 1 VerfGHG ausschließlich schriftlich einzureichen sind, ver-

fügt nicht über eine Rechtsantragsstelle. Rechtsberatung wird vom Verfassungsge-

richtshof ebenfalls nicht geleistet. 

 

2. a) Der Verfassungsgerichtshof legt die Schriftsätze vom 31. August 2020, vom 

15. September 2020 und vom 19. September 2020 als Verfassungsbeschwerde 

aus, wenngleich der Beschwerdeführer auf die ihm zugesandte Eingangsbestäti-

gung hin gerügt hat, er habe eine „Klage auf Beschuldigten Kosten, keine Be-

schwerde“ eingereicht. Die Behandlung als Verfassungsbeschwerde erfolgt aus-

schließlich zu Gunsten des Beschwerdeführers; eine andere statthafte Verfahrens-

art, für die der Verfassungsgerichtshof nach § 12 VerfGHG zuständig wäre, ist 
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nicht ersichtlich. Die vom Beschwerdeführer begehrte „Weiterleitung“, falls die hie-

sige „Instanz“ nicht zuständig sein sollte, kommt ebenfalls nicht in Betracht (vgl. 

VerfGH NRW, Beschluss vom 12. Mai 2020 – VerfGH 57/20.VB-2, juris, Rn. 5). 

 

b) Die Verfassungsbeschwerde wird gemäß § 58 Abs. 2 Satz 1, § 59 Abs. 2 Satz 1 

VerfGHG durch die Kammer zurückgewiesen, weil sie unzulässig ist. Die Be-

schwerdeschrift lässt bereits nicht erkennen, durch welche konkreten Akte der 

öffentlichen Gewalt (vgl. § 53 Abs. 1 VerfGHG) sich der Beschwerdeführer in ei-

nem seiner verfassungsmäßigen Rechte verletzt sieht (vgl. VerfGH NRW, Be-

schluss vom 3. September 2019 – VerfGH 27/19.VB-1, juris, Rn. 2). Er benennt 

lediglich verschiedene sozialgerichtliche Aktenzeichen und darüber hinaus im 

Schriftsatz vom 15. September 2020 (wohl) einen Beschluss des Landessozialge-

richts Nordrhein-Westfalen, ohne dass klar wird, ob dieser Beschwerdegegenstand 

sein soll. Die Verfassungsbeschwerde genügt außerdem nicht den Begründungs-

anforderungen des § 18 Abs. 1 Satz 2 i. V. m. § 55 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 4  

VerfGHG, weil der Beschwerdeführer den der Verfassungsbeschwerde zugrunde-

liegenden Sachverhalt nicht in einer Weise wiedergibt, die dem Verfassungsge-

richtshof eine umfassende verfassungsrechtliche Sachprüfung ohne weitere Ermitt-

lungen ermöglicht (vgl. dazu VerfGH NRW, Beschluss vom 18. Juni 2019  

– VerfGH 1/19.VB-1 -, juris, Rn. 6).  

 

3. Seine Auslagen sind dem Beschwerdeführer nicht zu erstatten. § 63 Abs. 4  

VerfGHG sieht eine Auslagenerstattung nur für den hier nicht vorliegenden Fall 

eines Obsiegens des Beschwerdeführers vor. 

 

Dr. Brandts Prof. Dr. Dauner-Lieb Dr. Nedden-Boeger 
 


